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Legale und illegale Leiharbeit
Ein soziales Problem und dessen Kontrolle
von Sirikit Nippel, Wuppertal
Einleitung
Im vorliegenden Artikel werden Formen und Auswirkungen legaler und illegaler 
Leiharbeit beschrieben, strukturelle Bedingungen der Expansion dieses Teilar­
beitsmarktes analysiert sowie die Entwicklung gewerbsmäßiger Arbeitnehmer­
überlassung im Kontext aktueller Arbeitsmarktpolitik in der BRD dargestellt. Die 
Ziele dieser Politik sind mit Vokabeln wie Flexibilisierung und Deregulierung 
wohl treffend bezeichnet; diese Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt implizieren 
verstärkt Probleme auf individueller und gesellschaftlicher Ebene.
Ein weiterer Schwerpunkt dieses Artikels liegt auf der Analyse der kontrollie­
renden und sanktionierenden Intervention staatlicher und halbstaatlicher Institutio­
nen, ihrer Bewertung und Aufzeigung ihrer Mängel.1 Die Möglichkeiten staatlicher 
Kontrolle im Bereich prekärer Beschäftigungsverhältnisse werden durch entspre­
chende Veröffentlichungen und Skandalisierung in den Medien zunehmend auch 
öffentlich diskutiert.
1. Problemstellung
Leiharbeit in variablen Erscheinungsformen ist ein kontinuierlich wachsender öko­
nomischer und politischer Faktor auf dem Arbeitsmarkt. Nach offiziellen Angaben 
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) gab es 1968, ein Jahr nach Aufhebung des Ver­
bots der Leiharbeit, 145 Verleiher, im Juni 1989 betrug die Anzahl legaler Verleih­
betriebe in der BRD bereits 4.682, davon knapp 1/3 in NRW.2 Die Anzahl der ille­
galen Verleiher dürfte weit höher liegen.
Der Anstieg impliziert nicht nur einen quantitativen Sprung, auch inhaltliche 
Schwerpunkte verlagern sich. Wurden früher vorrangig Arbeitskräfte aus dem 
Büro- und Verwaltungsgewerbe verliehen, so expandierte nun immer mehr auch 
der Verleih in technischen und gewerblichen Bereichen.
Durch das Beschäftigungsförderungsgesetz (BeschFG) von 1985 wurde die 
zeitliche Höchstgrenze des Einsatzes eines Leiharbeitnehmers bei einem Entleiher 
von drei auf sechs Monate erhöht. Daraus resultierte ein eklatanter Anstieg der 
Anzahl verliehener Arbeitnehmer. Waren es zum Stichtag 30. Juni3 im Jahre 1985 
noch 48.707 Leiharbeitnehmer, so war die Zahl bis 1989 auf 104.930 hochge­
schnellt (vgl. Abb.).
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Überlassene Leiharbeiter in der BRD 
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Das von der Bundesregierung deklarierte arbeitsmarktpolitische Ziel, Schaffung 
neuer Arbeitsplätze durch verstärkten Einsatz von Leiharbeitem, konnte dagegen 
nicht erreicht werden. Bei der Mehrzahl der Arbeitsverhältnisse zwischen Verleiher 
und Leiharbeitnehmer, die eine arbeitsrechtliche Dauerbeziehung darstellen sollen, 
ergibt sich eine Übereinstimmung mit der gesetzlich erlaubten Höchstdauer des 
ununterbrochenen Einsatzes von Leiharbeitnehmem bei einem Entleiher.4
Über das Ausmaß illegaler Leiharbeit in der BRD liegen nur Schätzungen vor, 
die bei ca. einer Million illegal verliehener Arbeitnehmer liegen, wobei der Anteil 
ausländischer Arbeitnehmer überwiegt. Illegale Leiharbeit steht häufig im Zusam­
menhang mit anderen Formen illegaler Beschäftigung, z.B. Schwarzarbeit, 
Beschäftigung von illegal in der BRD lebenden Ausländem usw.
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1.1 Rechtliche Grundlagen
Das ursprüngliche Verbot der gewerbsmäßig betriebenen Arbeitnehmerüberlassung 
ist durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 1967 aufgehoben worden, zum 
Schutz des Grundrechtes der freien Berufswahl. Leiharbeit ist heute in der BRD 
auf Antrag bei der Bundesanstalt für Arbeit in allen Gewerbezweigen erlaubt, mit 
Ausnahme des Bau- und Baunebengewerbes. Hier wurde 1982 gewerbsmäßige 
Arbeitnehmerüberlassung für Tätigkeiten, die gewöhnlich von Arbeitern geleistet 
werden, verboten (§ 12a Arbeitsförderungsgesetz); dieses sektorale Verbot wurde 
durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 1987 bestätigt. Zentrale gesetztli- 
che Grundlage des Leiharbeitsmarktes ist das Arbeitnehmerüberlassungsgesetzt 
(AÜG) vom 7.8.19725, hier wird Leiharbeit - ein Begriff, der in der Umgangsspra­
che dominiert - als gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung bezeichnet, die der 
Erlaubnis durch die Bundesanstalt für Arbeit bedarf. Man spricht von einem dritt- 
bezogenen Personaleinsatz, wobei zwischen Leiharbeiter und Verleiher ein 
Arbeitsverhältnis mit allen sonst auch üblichen Rechten und Pflichten besteht, der 
Leiharbeiter seine Arbeitskraft jedoch in den Betrieb des jeweiligen Entleihers ein­
bringt (vgl. Abb.).
Leiharbeitnehmer
Verleiher ----------------------------------- *■ Entleiher
Das AÜG enthält neben gewerberechtlichen Vorschriften arbeitsrechtliche, so­
zialversicherungsrechtliche, vermittlungsrechtliche und ausländerrechtliche Rege­
lungen. Den sozialen Mindestschutz der Leiharbeiter zu garantieren, war ein 
wesentliches sozialpolitisches Ziel. Außerdem sollte durch die Schaffung von Ver­
sagungstatbeständen für die Verleiherlaubnis verhindert werden, daß das staatliche 
Arbeitsvermittlungsmonopol umgangen wird. Die Limitierung des Einsatzes eines 
Leiharbeiters bei einem Entleiher auf ursprünlich drei Monate realisierte eine wei­
tere Zielsetzung der Gesetzgeber, nämlich die Elimination von arbeitsmarkt- und 
volkswirtschaftlichen Nachteilen durch langfristigen Einsatz von Leiharbeitem. 
Diese Höchstgrenze wurde 1985 auf sechs Monate erhöht, die Erreichung des 
zuletzt genannten Zieles ist damit in Frage gestellt. Die inhärenten Mängel des 
AÜG, basierend auf der Normenvielfalt verschiedener Rechtsgebiete, erschweren 
die Anwendung des Gesetzes. Die Zielvorstellungen der Gesetzgeber, die durch 
das AÜG verwirklicht werden sollten, sind zum Teil inkompatibel und in der Pra­
xis weitgehend nicht realisiert (vgl. Abschnitt 3 dieses Artikels).
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12 Legale und illegale Leiharbeit als soziales Problem
Eine klare Abgrenzung zwischen legaler und illegaler Leiharbeit ist - vorrangig 
in der Praxis - kaum möglich. Die Grenze ist fließend, und es finden sich dieselben 
Praktiken im konzessionierten wie illegalen Verleih von Arbeitskräften, welcher 
zudem häufig durch dieselben Verleiher betrieben wird. Auch viele Werkverträge 
und die Vermittlung bzw. Beschäftigung "neuer Selbständiger" sind verdeckte - 
unerlaubte - Leiharbeit.
Es ist eine Zunahme der Verstöße gegen bestehende Gesetze durch Verleiher 
mit Konzession zu beobachten; so üben legale Verleiher häufig verbotene private 
Arbeitsvermittlung aus und verstoßen damit gegen das Arbeitsvermittlungsmono- 
pol der Bundesanstalt für Arbeit. Sie befristen trotz Verbotes nach dem AÜG Ver­
träge mit Leiharbeitem, in der Regel auf die Zeit des erstmaligen Einsatzes des 
Leiharbeiters bei einem Entleiher. Weiterhin werden zunehmend Verstöße gegen 
arbeits- und sozialrechtliche Vorschriften festgestellt, welche große Nachteile für 
betroffene Arbeitnehmer beinhalten.6
Dabei ist die mangelnde soziale Absicherung unabhängig davon, ob Leiharbeit­
nehmer bei einem Verleiher mit oder ohne Konzession arbeiten; einen Dauerar­
beitsplatz haben sie in der Regel bei beiden nicht.
Die Existenz legaler Verleihbetriebe begünstigt zudem die Tätigkeit illegaler 
Verleiher und behindert die effektive Kontrolle und Bekämpfung der illegalen 
Beschäftigung.
Der Übergang von erlaubter zu unerlaubter Tätigkeit ist fließend und kann oft 
nicht nachgewiesen werden; die Verleihererlaubnis durch die Bundesanstalt für 
Arbeit wird häufig als Deckmantel für gesetzwidrige Handlungen mißbraucht. 
Legale und illegale Leiharbeit stehen in verschärfter Konkurrenz zueinander, so 
daß auch im legalen Sektor illegale Praktiken zunehmen, um Kosten zu reduzieren 
und konkurrenzfähig zu bleiben.7
Sowohl das illegale als auch das "legale" Verleihgewerbe verursachen nachhal­
tige Störungen des Arbeitsmarktes und bedingen negative Folgen für betroffene 
Arbeitnehmer (vgl. Abschnitt 3.2 dieses Artikels).
1.3 Forschungslage
Die illegale Leiharbeit - als wichtiger Sektor illegaler Beschäftigung - wird auch in 
Forschungen zusammen mit anderen Erscheinungsformen des illegalen Arbeits­
marktes untersucht, z.B. Schwarzarbeit und illegale Ausländerbeschäftigung. Die 
empirische Forschung mit dem Ziel einer quantitativen Erfassung der Schattenöko­
nomie mit Schwerpunkt "illegale Beschäftigung"8 steht erst am Anfang ihrer Ent­
wicklung. Die bisherigen Ergebnisse haben daher zwangsläufig nur vorläufigen 
Charakter. Ein weiterer Schwerpunkt dieser Forschungsarbeit impliziert reale und 
prognostizierte Auswirkungen auf gesellschaftlicher und individueller Ebene, vor­
rangig materielle Schäden, die durch Steuerhinterziehung u.ä. entstehen.9 Nur ver­
einzelt werden Motive und Ursachen, die zur Entstehung und Expansion der
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Schattenökonomie führen, in den Vordergrund der Untersuchungen gestellt.10 
Gemessen an der sozialen und politischen Relevanz der Thematik wird dieser 
Aspekt in der Forschung noch sträflich vernachlässigt, nur wenige explizite For­
schungsarbeiten zur legalen und illegalen Leiharbeit liegen vor. Wesentliche 
Anteile der empirischen Arbeiten über Praxis, Umfang und Auswirkungen des 
Arbeitskräfteverleihs wurden vom Deutschen Gewerkschaftsbund, seinen Einzel­
gewerkschaften und seiner Stiftung geleistet.11 Auch im "Bundesverband Zeitar­
beit" (zentrales Vertretungsorgan großer konzessionierter Verleihfirmen) sind 
Untersuchungen zur Entwicklung und ökonomischen Bedeutung von Leiharbeit in 
Auftrag gegeben worden.12
Die Bundesanstalt für Arbeit als zentrale Kontrollbehörde des Leiharbeitmarktes 
und das ihr angeschlossene Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung haben 
in den letzten Jahren dagegen keine empirischen Forschungen zur Situation im 
Leiharbeitsgewerbe durchgeführt. Die Bundesanstalt beschränkt sich auf die 
Erstellung von Statistiken über Art und Umfang der legalen Leiharbeit.
Über Praxis und Effektivität der Arbeit staatlicher und halbstaatlicher Kon- 
trollinstanzen auf dem Leiharbeitsmarkt liegen bisher keine umfassenden empiri­
schen Forschungen vor.13
Als Resümee der genannten Fakten ist festzustellen, daß die bisherige For­
schungslage zum Problembereich Leiharbeit als dürftig und der gesellschaftlichen 
Relevanz des Themas nicht entsprechend zu beurteilen ist.
2. Ökonomische und arbeitsmarktpolitische Bedingungen der Entwicklung 
von Leiharbeit
Leiharbeit ist integraler Bestandteil gegenwärtiger Arbeitsmarktpolitik, und ihre 
Entwicklung und Expansion steht in direktem Verhältnis zu den ökonomischen 
Bedingungen in der BRD, die seit Mitte der siebziger Jahre krisenhaft sind.
2.1 Die ökonomische Krisenentwicklung seit 1974
In den Jahren 1974/75 erlebte die BRD die schwerste ökonomische Krise seit 
ihrem Bestehen. Die industrielle Wertschöpfung sank real erstmals seit 1967, 
Anlageinvestitionen gingen zurück, und die Zahl der Arbeitslosen stieg auf über 
eine halbe Million. 1975 wurde die Millionengrenze überschritten, der Rückgang 
von Produktion und Investition, der sich wesentlich intensiver und anhaltender 
vollzog als in früheren Krisen, war die Ursache dieser Entwicklung.
Ende 1975 zeichnete sich ein konjunktureller Aufschwung ab. Produktion und 
Investition stiegen in den folgenden Jahren wieder mäßig an, wobei es sich haupt­
sächlich um Ersatz- und Rationalisierungsinvestitionen handelte. Waren bis dahin 
die Arbeitslosenzahlen in Aufschwungphasen immer gesunken, führte der kon­
junkturelle Aufschwung 1975 zum ersten Mal in der BRD nicht zum Abbau der
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Massenarbeitslosigkeit. Im Gegenteil, sie wuchs bis Mitte der 80er Jahre stetig und 
könnte 1990 mit 2,5 Millionen nur einen vorläufigen Höhepunkt erreicht haben. 
Die bis dahin zyklischen Krisenerscheinungen des bundesdeutschen Kapitalismus 
haben sich in der Entwicklung seit 1975 zu einer manifesten Krise, wenn man den 
Arbeitsmarkt betrachtet, verstärkt.
In den Unternehmen wurden Strategien entwickelt, um unter verschlechterten 
ökonomischen Bedingungen weiterhin die Kapitalrendite zu verbessern bzw. zu 
sichern. Neben fortschreitender Konzentration und Zentralisation ist Rationalisie­
rung durch Einsatz neuer Technologie und veränderter Arbeitsorganisation die gra­
vierendste Kristenbewältigungsstrategie. Das erklärt, warum die meisten Investi­
tionen der letzten Jahre Rationalisierungsinvestitionen sind und Industriezweige, 
die Rationalisierungsmittel produzieren (elektronische Ausrüstungsgüter, Büroma­
schinen, EDV-Einrichtungen u.a.) hohe Zuwachsraten verzeichnen können. Das 
Ziel ist, "durch Kostensenkung und/oder Leistungssteigerung pro Arbeitsplatz die 
Kosten je Produktionseinheit zu senken, also den Ertrag im Verhältnis zum insge­
samt eingesetzten Kapital zu erhöhen" (Debus 1982, S. 28).
2.2 Flexibilisierungsstrategien auf dem Arbeitsmarkt
Der Erreichung des Ziels, den Ertrag im Verhältnis zum eingesetzten Kapital zu 
erhöhen, dienen auch Flexibilisierungsstrategien in bezug auf Arbeitskräfte. Neue 
Arbeits(zeit)modelle, Job-sharing, "Kapovaz", vermehrte Teilzeit- und Leiharbeit, 
Entlassungen von Angestellten in die "Selbständigkeit" - dies alles sind Konzepte, 
um die ständig angestrebte Kostenreduktion der Unternehmen zu verwirklichen. 
Die Lohnkosten, der kostenintensivste Posten der Produktion, werden dadurch 
gesenkt, und eine Risikoverteilung zu Lasten der Arbeitnehmer findet statt. Diese 
neuen Arbeits(zeit)modelle erlauben, Arbeitskräfte nur dann einzusetzen, wenn sie 
akut gebraucht werden. Risiken und Verantwortlichkeiten (Krankheit, Schwanger­
schaft, sonstige Ausfallzeiten) gehen zu Lasten der Arbeitnehmer.
Die Flexibilisierungsstrategien der Unternehmer werden durch entsprechende 
rechtliche Rahmenbedingungen, z.B. das BeschFG von 1985, durch staatliche 
Arbeitsmarktpolitik unterstützt. Das gleiche gilt auch für die Novellierung des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes (1984), das neue Hochschulzeitvertragsgesetz (1985), 
die Änderung des Schwerbehindertengesetzes (1986) und die neue Arbeitszeitord­
nung (1986).
Maßnahmen zur Flexibilisierung der Arbeit durch Unternehmer und Bundesre­
gierung sind Ausgangspunkt einer politisch hochaktuellen Diskussion und ent­
scheidender innenpolitischer Auseinandersetzungen. Das Untemehmerkonzept der 
Flexibilisierung bildet den Mittelpunkt von Arbeitskämpfen in neuen Dimensionen 
in der BRD.
Für Arbeitnehmer bedeuten die Flexibilisierungsmaßnahmen erhöhte Arbeitslei­
stung und steigende Arbeitsintensität, die zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen, 
Streß, verstärktem Arbeitsplatzrisiko, Qualifikationsverlust, sozialer Isolation
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u.a.m. führen. Langfristig mittelbare Folgen der Flexibilisierungsmaßnahmen sind 
die Aushöhlung von Normalarbeitszeitstandards und der Abbau von Normalar- 
beitsverhältnissen, die bisher bestimmende Faktoren für Leistungsanforderungen 
und Lohnniveau waren.14
Nicht nur Arbeitzeitfragen sind von Flexibilisierungskonzepten betroffen. In 
Verbindung mit weiteren Rationalisierungen tragen sie zur Vertiefung von Span­
nungen zwischen Lohnabhängigen, Polarisierung zwischen Beschäftigten und 
Arbeitslosen, Rationalisierungsgewinnem und -Verlierern15, Stamm- und Randbe­
legschaften bei. Spaltung in gegensätzliche Lager und Polarisierung sind wesentli­
che Voraussetzungen zur Durchsetzung von Rationalisierung und Flexibilisierung 
sowie für den Abbau demokratischer Rechte und Schutzrechte der Arbeitnehmer. 
"Neben der Fragmentierung des Ortes, der Zerfaserung des Raumes, in dem sie ihre 
lebendige Arbeitskraft vergegenständlichen, haben Job-Sharing und Teilzeitarbeit 
(und Leiharbeit, die Verf.) auch noch eine Reihe anderer Wirkungen auf die Zer­
setzung des Kollektivbewußtseins der Menschen" (Negt 1984, S. 106).
2.3 Leiharbeit als integraler Bestandteil aktueller Arbeitsmarktpolitik
Der Rückgriff auf Leiharbeiter in der betrieblichen Beschäftigungspolitik ermög­
licht es, die Stammbelegschaft auf ein Minimum, und zwar die qualifiziertesten 
und leistungsfähigsten Mitarbeiter, zu reduzieren, ohne Personalengpässe befürch­
ten zu müssen.
Leiharbeit fungiert als betriebsexteme Arbeitskräftereserve, die neben der 
innerbetrieblichen Reserve eingesetzt wird. Dies impliziert ein Höchstmaß an Fle­
xibilität und Risikominderung bei der betrieblichen Personalplanung.16 "Der Ein­
satz von Leiharbeitnehmem erlaubt es den Unternehmen, das Arbeitskräftevolu­
men randscharf auf den jeweiligen Arbeitsanfall abzustimmen, denn die gesetztli- 
chen und betrieblichen Kündigungsbestimmungen greifen nicht" (Borgaes 1985, S. 
125). Das Auswahl- und Ausfallrisiko entfallt für den Entleiher. Leiharbeiter, die 
krank werden oder deren Leistungsfähigkeit nicht den Erwartungen der Entleiher 
entspricht, können problemlos zum Verleiher zurückgeschickt werden. Tägliche 
Kündigungsfristen sind im Verleihgewerbe keine Ausnahme. Leiharbeit wird mehr 
und mehr systematisch als Flexibilisierungsinstrument eingesetzt. "Während die 
Beschäftigung von Leiharbeitnehmem als Urlaubs- und Krankheitsvertretung an 
Bedeutung verlor, wuchs die Zahl der Betriebe, die ihren Personaleinsatz generell 
mit Hilfe von Leiharbeitnehmem flexibel gestalten" (Kock 1989, S. 26).
Neben den Rationalisierungseffekten führt der vermehrte Einsatz betriebsexter­
ner Arbeitskräftereserven zum Abbau der Mitbestimmungsrechte bei Stammbeleg­
schaften. Viele soziale Errungenschaften und demokratische Rechte im Mitbe­
stimmungsgesetz sind an zahlenmäßige Mindestbelegschaften geknüpft. Die 
außerbetrieblichen Personalreserven ermöglichen eine Kürzung der Stammbeleg­
schaften auf ein Minimum und damit die Unterschreitung der vorgeschriebenen 
Mindestbelegschaft. Wesentliche Komponenten der Flexibilisierungs- und Ratio­
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nalisierungskonzepte sind, neben der Risikoverteilung zu Lasten der Arbeitnehmer, 
in den Leiharbeitsverhältnissen bereits umgesetzt. Dies gilt auch für den Abbau 
von Schutz- und Mitbestimmungsrechten der Arbeitnehmer. In Verleihbetrieben 
existiert in der Regel kein Betriebsrat, Tarifvereinbarungen müssen nicht einge­
halten werden, und Arbeitsverträge werden "individuell ausgehandelt". Die meisten 
Leiharbeitnehmer verdienen weniger als ihre festangestellten Kollegen auf glei­
chem Qualifikationsniveau.17
3. Der Leiharbeitsmarkt
Wie oben aufgezeigt, ist Leiharbeit ein Zweig prekärer Arbeitsverhältnisse mit 
hohem Flexibilisierungsgrad. Die wachsende Bedeutung läßt sich anhand einiger 
Zahlen über den legalen Bereich dieses Teilarbeitsmarktes bereits aufzeigen.
3.1 Daten und Zahlen zur legalen Leiharbeit
Die Bundesanstalt für Arbeit erhebt halbjährlich Daten zum Umfang genehmigter 
Arbeitnehmerüberlassung, die jedoch nur einen Ausschnitt erfassen. So wird z.B. 
seit 1982 keine entleiherbezogene Statistik mehr geführt, d.h. Zahl, Struktur und 
Dauer der Überlassungsfälle werden nicht mehr erfaßt. Dies ist, gemessen an der 
steigenden Relevanz der Leiharbeit, nicht verständlich und muß unbedingt kritisch 
beurteilt werden.
Zum Stichtag 30.06.89 weisen die Amtlichen Nachrichten der Bundesanstalt für 
Arbeit (ANBA) eine Anzahl von 104.930 Leiharbeitnehmem aus. Der DGB geht 
dagegen von ca. 200.000 Arbeitnehmern aus, die bereits im Jahre 1987 ein- oder 
mehrmals bei einem Verleiher unter Vertrag standen18, und bezieht sich dabei auf 
Daten einer Sondererhebung der Bundesanstalt für Arbeit von 1987 über beendete 
Arbeitsverhältnisse bei Entleihern. Diese 200.000 Leiharbeiter wurden in ca.
500.000 Fällen von Betrieben und Verwaltungen bei konzessionierten Verleihern 
angefordert. Dies ist ebenfalls eine errechnete Zahl, die nur indirekt aus der 
Sondererhebung abzulesen ist.18
Diese Entwicklung zeigt eindringlich das bereits erreichte Gesamtausmaß der 
Einschaltung legaler Arbeitnehmerüberlassung in betriebliche Personalplanung und 
-politik. Die Unternehmen, die Leiharbeit als betriebliches Flexibilisierungsinstru­
ment nutzen, die sogenannten Entleiher, umfassen Betriebe aller Größenordnung, 
jedoch ist der Leiharbeitereinsatz in Betrieben großer Unternehmen am weitesten 
vorangeschritten.
Aus der Fortschreibung entleiherbezogener Daten, die bis 1982 durch die Bun­
desanstalt für Arbeit erhoben wurden, geht hervor, daß sich die Anzahl der Ent­
leihbetriebe in den letzten zehn Jahren verdreifacht hat und bei 60 - 70.000 p.a. 
liegt. Geht man von den oben erwähnten 500.000 Einsätzen der Leiharbeiter p.a. 
aus, so forderte jeder Entleiher achtmal im Jahresdurchschnitt Fremdarbeiter an.
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Diese leisteten in ihren Betrieben ca. 14 Millionen Arbeitstage p.a. Diese Zahlen 
wurden ebenfalls auf der Basis anderer Daten durch den DGB errechnet, da die 
Zahl der Einsatztage nach einem Höchststand in den Jahren 1980 und 1981 nicht 
mehr durch die Bundesanstalt erhoben wird.19
Das Bundesverfassungsgericht war in seinem Urteil zur Aufhebung des Verbo­
tes von Leiharbeit im Jahre 1967 davon ausgegangen, daß Arbeitnehmerüberlas­
sung nur in Ausnahmefällen wie Krankheit, Schwangerschaft etc. eingeplant wird. 
Legale Leiharbeit im aktuellen - oben beschreibenen - Ausmaß hat sich jedoch weit 
von dieser Funktion entfernt und wird mehr und mehr als Ersatz von Stammarbeit- 
nehmem eingesetzt. So führt auch die Bundesregierung in ihrem 6. Erfahrungsbe­
richt von 1988 aus, "daß Entleiher freie Arbeitsplätze nicht durch Neueinstellun­
gen, sondern zunächst mit Leiharbeitnehmem besetzen" (Bundesregierung, 1988, 
S. 14).
Legale Verleiher stehen verschärft in Konkurrenz zu den Arbeitsämtern im 
Bereich der Arbeitsvermittlung. "Wirtschaftlich gesehen betreiben die Verleihfir­
men nichts anderes als private Arbeitsvermittlung in zeitlich begrenzte Arbeitsein­
sätze bei den Entleihern" (DGB, 1988, S. 11).
Die Summe aller Überlassungsfälle durch legale Verleiher und aller Vermittlun­
gen durch die Arbeitsämter beläuft sich auf 2,5 Mio. Fälle im Jahre 1987. Mit 0,5 
Mio. Fällen haben die Verleihbetriebe einen Anteil von 20%. Um eine präzise 
Aussage über den Einbruch legaler Verleiher in die Arbeitskräfte Vermittlung ma­
chen zu können, ist es absolut notwendig, daß die Bundesanstalt für Arbeit die Sta­
tistiken über die entsprechenden Daten wieder einführt Die oben gemachten Rech­
nungen konnten nur auf Grundlage von geschätzten und errechneten Zahlen des 
DGB erfolgen.20
Leiharbeitnehmer werden auf allen Qualifikationsstufen und in allen Branchen 
vermittelt. Vorrangig arbeiten jedoch Männer als Schlosser, Elektriker und Mecha­
niker und Frauen in Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufen. Der Frauen­
anteil liegt insgesamt bei 25 - 30%.
Regional betroffen sind vorrangig Nordrhein-Westfalen, Bayern und Baden- 
Württemberg und hier primär die industriellen Ballungsgebiete.
3.2 Individuelle und gesellschaftliche Folgen
Negative Folgen der legalen und illegalen Leiharbeit wirken sich auf die direkt 
Betroffenen - die Leiharbeitnehmer - und die indirekt Betroffenen - die Stammbe­
legschaften - aus.
Für die Mehrzahl der Leiharbeitnehmer implizieren diese Arbeitsverhältnisse 
Qualifikationsverluste, erhöhte Beschäftigungsrisiken, soziale Isolation und Defi­
zite in der Interessenvertretung. Gravierendster Faktor - vorrangig im illegalen 
Verleih - ist die mangelhafte soziale Absicherung. Als Mittel zur Durchsetzung des 
unternehmerischen Zieles der Kostenreduktion sind Abbau demokratischer Rechte, 
Umgehung von Schutzbestimmungen und fehlende soziale Absicherung für
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Arbeitnehmer zu benennen. In Leiharbeitsverhältnissen sind bereits heute viele 
Arbeitnehmerrechte ausgeschaltet21; dies trifft in verstärktem Maß für illegal ver­
liehene Arbeitnehmer zu.
Durch den Einsatz von Leiharbeitem sind - wie unter Abschnitt 3.1 ausgeführt - 
Arbeitsplätze der Stammbelegschaften in den Betrieben gefährdet. Dies führt zu 
einer hohen Disziplinierung der Arbeiter, die um ihre Arbeitsplätze fürchten. Wei­
ter kommt es zu einer Spaltung in Stamm- und Randbelegschaften, die erfolgreiche 
Interessenvertretung einschränkt, da die Solidarität innerhalb eines Betriebes 
gebrochen ist. Eine geschwächte betriebliche Interessenvertretung ist eine politi­
sche Voraussetzung für weiteren Abbau von Schutz- und Mitbestimmungsrechten 
der Arbeitnehmer, ohne daß wirkungsvoller Widerstand zu erwarten ist.
Bemerkenswert sind die volkswirtschaftlichen Schäden, die vorrangig durch 
illegale Leiharbeit verursacht werden. Das volkswirtschaftliche Defizit durch Steu­
erhinterziehung und Unterschlagung der Versicherungsbeiträge wird für die 
gesamte illegale Beschäftigung im Bundesgebiet auf 80 bis 170 Millionen pro Jahr 
geschätzt.22 Wichtig ist zu bemerken, daß derartige Schäden auch durch Verleiher 
mit Erlaubnis entstehen, da sich illegale Praktiken, wie oben angeführt, auch ver­
stärkt im konzessionierten Bereich zeigen. Folgekosten instabiler Beschäftigungs­
verläufe der Leiharbeitnehmer, z.B. Sozialhilfe, sind bei der aufgeführten Geld­
summe noch nicht berücksichtigt.
Wesentliche arbeitsmarktpolitische Folge der Leiharbeit ist die Zerstörung von 
Dauerarbeitsplätzen. Schätzungen gehen davon aus, daß jährlich 100.000 bis
300.000 legale Arbeitsplätze durch illegale Beschäftigung, u.a. illegale Leiharbeit, 
verloren gehen, was zu weiteren Kosten in Höhe von ca. 3 Milliarden DM für 
Arbeitslosengelder und ebenfalls ca. 3 Milliarden DM nicht gezahlter Rentenbei­
träge führt.
Der Deutsche Gewerkschaftsbund schätzt, daß die Arbeitslosigkeit in der BRD 
ohne legale gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung um ca. 10 % niedriger lie­
gen würde.23 Aufgeführt wurden hier nur die quantifizierbaren Folgen für den 
Arbeitsmarkt. Zu berücksichtigen sind auch die "sozialen Kosten", welche mit dem 
Anstieg von Arbeitslosigkeit und dem Abdrängen vieler abhängig Beschäftigter in 
instabile, wenig geschützte Arbeitsverhältnisse verbunden sind.
4. Kontrolle und Intervention auf dem Leiharbeitsmarkt durch staatliche 
und halbstaatliche Institutionen24
In die breite öffentliche Diskussion geriet das Problem Leiharbeit - nun auch häufig 
als "Sklavenhandel" bezeichnet - durch die Veröffentlichungen von Günther Wall­
raff in seinem Buch "Ganz Unten" von 1985. Die Medien griffen das Thema auf, 
und eine breite öffentliche Diskussion begann, an der sich viele gesellschaftliche 
Gruppen beteiligten. Aus einem für viele Zehntausende von Menschen real existie­
renden Problem war in gewissem Umfang ein soziales Problem geworden, wenn
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wir wie Hartjen davon ausgehen, daß "die Mobilisierung der öffentlichen Meinung 
zu einem bestimmten Problem ... als hinreichender Grund für die Existenz eines 
sozialen Problems gesehen werden" (Hartjen, 1983, S. 49) kann. 25
Der Prozeß ging jedoch über die reine Problematisierung hinaus, und Problem­
lösungen, einhergehend mit politischen Forderungen, wurden diskutiert.26 Die 
Landesregierung NRW bzw. ihre Ministerien sahen sich in politischem Handlungs­
zwang. Folge davon waren eine Intensivierung der Maßnahmen zur Bekämpfung 
illegaler Arbeitnehmerüberlassung sowie Gesetzesinitiativen zur beschäftigungs­
wirksamen Einschränkung der Leiharbeit.27
Das soziale Problem "Leiharbeit" impliziert einen hohen Regelungsbedarf durch 
staatliche Intervention. Praxis und Möglichkeiten staatlicher Kontrollinstanzen 
verdienen deshalb besondere Aufmerksamkeit, nicht nur auf gesellschaftlicher, 
sondern auch auf wissenschaftlicher Ebene.
4.1 Kontrollpraxis im legalen Bereich
Die wesentliche rechtliche Grundlage zur Kontrolle des konzessionierten und 
Bekämpfung des illegalen Leiharbeitsmarktes ist das ArbeitnehmerÜberlassungsge­
setz (AÜG) von 1972.
Es beinhaltet die Modalitäten zur Antragsstellung und Erlaubnisvergabe für 
Verleiher. Die Rechtsbeziehungen zwischen Verleiher, Entleiher und Leiharbeit­
nehmer, die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates sind geregelt; außerdem wer­
den Straftatbestände und Ordnungswidrigkeiten im Zusammenhang mit Arbeit­
nehmerüberlassung festgelegt.
Laut § 17 AÜG ist die Bundesanstalt für Arbeit (BA) die zuständige Behörde 
zur Durchführung des AÜG. Dies bezieht sich sowohl auf die Erlaubniserteilung an 
die Verleiher bzw. Untersagung oder Widerruf als auch auf die Überwachung 
gesetzlicher Vorschriften im Verleihgewerbe.
Die BA kann - nach eigenen Angaben - diese Aufgaben nur unbefriedigend 
lösen. Hierzu sagt der Erfahrungsbericht der BA von 1987: "Die personelle Situa­
tion in den LAÄ (Landesarbeitsämtem, die Verf.) im Aufgabengebiet "legale 
ANÜ" erlaubt gegenwärtig nicht, die Erlaubnisinhaber ordnungsgemäß und umfas­
send zu überwachen ... Ein differenziertes Urteil, in welchem Umfang die Erlaub­
nisinhaber - im wesentlichen - gesetzestreu arbeiten oder nicht, ist daher nicht 
möglich" (BA, 1988, S. 15 f.).
Bei gleichbleibender Personalstärke der BA und einer deutlich erhöhten Anzahl 
von Antragstellern konnten teilweise nur 15 - 20% der Antragsunterlagen bei den 
Verleihern überprüft werden. Verleiher mit unbefristeter Erlaubnis, welche nach 
drei Jahren erteilt wird, sind zum Teil bereits seit Jahren nicht mehr überprüft wor­
den.
Das gravierendste Problem bei der Kontrolle durch die Beamten der Arbeits­
verwaltung besteht in dem Umstand, daß sie in der Regel nur auf der Grundlage 
schriftlich vorgelegten Materials prüfen können, welches durch die Verleiher in
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vielfältiger Art und Weise manipuliert werden kann. Daher ist es notwendig, die 
Aktenlage mit der "Praxis vor Ort" zu vergleichen, d.h. Befragungen von Leihar- 
beitem und ehemaligen Mitarbeitern werden zu einem zentralen Aufklärungsin­
strument. Solche Befragungen sind jedoch sehr zeit- und personalintensiv.
Das Landesarbeitsamt NRW hat im Jahre 1987 insgesamt 2.735 Verstöße gegen 
Bestimmungen des AÜG und angrenzende Rechtsbestimmungen aufgedeckt, 
darunter zahlreiche Verstöße gegen das Befristungsverbot für Arbeitsverträge und 
das Verbot der Deckungsgleichheit der Länge des Arbeitsvertrages mit dem ersten 
Einsatz bei einem Entleiher. Mißstände traten vor allem bei den Verleihern auf, die 
ausschließlich oder überwiegend Arbeitnehmerüberlassung praktizieren.
Bei der Kontrolle des konzessionierten Verleihgewerbes arbeitet die Arbeits­
verwaltung mit anderen Institutionen zusammen. Im einzelnen handelt es sich 
dabei um Dienststellen der Finanzbehörden und der staatlichen Gewerbeaufsicht 
sowie die Sozialversicherungsträger, die Berufsgenossenschaften und die städti­
schen Ordnungsämter. Die Qualität der Zusammenarbeit ist sehr different, auf­
grund unterschiedlicher Einschätzung des Problems und Gewichtung in der Arbeit 
der jeweiligen Institutionen. In einer Stadt oder Gemeinde sind sehr häufig eher 
zufällige persönliche Kontakte einzelner Mitarbeiter untereinander ausschlagge­
bend.
Schwerpunkt der Arbeit ist bei allen beteiligten Stellen die Kontrollebene, prä­
ventive Maßnahmen werden nur vereinzelt ergriffen. Der legale Verleih wird 
lediglich reglementiert, ohne die Zielsetzung, diese Form der Arbeitsverhältnisse 
einzuschränken. Die Erteilung einer zeitlich unbegrenzten Verleihkonzession nach 
drei Jahren entzieht die Verleihfirmen praktisch der regelmäßigen staatlichen Kon­
trolle. Diese Praxis unterstützt die Entwicklung flexibler und ungeschützter 
Arbeitsverhältnisse und die stufenweise Aufhebung des Normalarbeitsverhältnis- 
ses. Dies steht im krassen Widerspruch zu den durch den Gesetzgeber deklarierten 
Zielen des ArbeitnehmerÜberlassungsgesetzes, z.B. Dauerarbeitplätze bei Verlei­
hern zu schaffen, die Benachteiligung von Leiharbeitnehmem zu verhindern etc.28
4 2  Kontrolle und Bekämpfung illegaler Leiharbeit
Auch für die Kontrolle des illegalen Verleihgewerbes liegt die Hauptverantwortung 
bei der Arbeitsverwaltung, deren verschiedene Abteilungen über unterschiedliche 
Kompetenzen verfügen. Seit 1982 existieren sogenannte "Stützpunkte zur Bekämp­
fung illegaler Beschäftigung"; z. Zt. 29 Stützpunkte im gesamten Bundesgebiet, 8 
davon in NRW. In diesen Stützpunkten werden die Erkenntnisse aller Arbeitsämter 
des jeweiligen Zuständigkeitsbereiches gesammelt, und die Bearbeitung der Fälle 
kann zentral gesteuert werden.
Neben dem AÜG hat das "Gesetz zur Bekämpfung illegaler Beschäftigung" 
(BillBG) von 1981 besondere Relevanz bei der Bekämpfung illegalen Verleihs von 
Arbeitskräften. Im BillBG werden die Kooperationsstrukturen zwischen den Ver­
folgungsbehörden geregelt. Die beteiligten Institutionen, wie z.B. Sozialversiche-
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rungsträger, Finanzbehörden, Berufsgenossenschaften u.a., sind zur regelmäßigen 
Informationsweitergabe verpflichtet und zu einer möglichst engen Zusammenarbeit 
aufgerufen. Die Koordinierung erfolgt durch die Stützpunkt-Arbeitsämter. Als sehr 
problematisch erweist sich bei dieser Koordination durch die Arbeitsverwaltung, 
daß in allen anderen Behörden die Bekämpfung illegaler Beschäftigung und insbe­
sondere illegaler Leiharbeit nur einen geringen Anteil ihrer Aufgaben ausmacht.
Gezielte Überprüfungen zur Feststellung illegaler Leiharbeit in den Betrieben 
werden ausschließlich von Mitarbeitern der Arbeitsverwaltung durchgeführt. 
Andere Institutionen beteiligen sich daran nur im Rahmen ihrer üblichen Kontrol­
len, deren Ziel die Wahrnehmung ihrer originären Aufgaben, z.B. Überprüfung des 
Arbeitsschutzes oder Feststellung unterschlagener Versicherungsbeiträge u.a., ist.
Auf dieser Praxis basiert die Tatsache, daß der überwiegende Teil der Verstöße 
bei Ermittlungen durch die Stützpunktarbeitsämter festgestellt wird. Das Landesar­
beitsamt NRW quantifiziert die Erkenntnisquellen so, daß 40 - 50% der Tatver­
dachtsmomente auf Feststellungen beruhen, die im Verlauf eigener Ermittlungs­
handlungen getroffen werden, ca. 25% auf Festellungen durch andere BA-Dienst- 
stellen beruhen, ca. 20% durch Hinweise aus der Öffentlichkeit, davon die Hälfte 
anonym, und ca. 15% durch Hinweise seitens der Behörden, mit denen sie 
Zusammenarbeiten, zustande kommen.
Die Zusammenarbeit mit Polizei- und Grenzschutzbehörden wird uneinge­
schränkt positiv beurteilt, vorrangig für Dienststellen, deren Zuständigkeit die 
Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität ist. Die Kooperation mit Staatsanwalt­
schaften und Gerichten wird als problematisch bezeichnet und ist abhängig von der 
jeweiligen Einsicht der Richter und Staatsanwälte in die Notwendigkeit der 
Bekämpfung illegaler Leiharbeit und ihrem Verständnis für die Aufgaben der BA- 
Dienststellen. Hierüber gibt auch die Entscheidungspraxis der Gerichte Aufschluß. 
Illegale Arbeitnehmerüberlassung tritt häufig mit anderen Rechtsverletzungen 
zusammen auf, vorwiegend mit Steuerhinterziehung und Vorenthaltung bzw. Ver­
untreuung von Arbeitsentgelt. Aus prozeßökonomischen Gründen wird von Staats­
anwaltschaften bzw. Gerichten von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, Verstöße 
gegen das AÜG als unwesentliche Nebendelikte zu behandeln oder ganz herauszu­
nehmen. Damit wird eine häufig schwierige und langwierige Beweisführung 
umgangen.
Die BA gab in ihrem Erfahrungsbericht von 1988 Zahlen an, wie viele Buß­
geldverfahren und Strafverfahren wg. Verstößen gegen das AÜG aufgrund ihrer 
Initiative eingeleitet wurden. Hierbei ist es wichtig, die Tatsache zu berücksichti­
gen, daß diese Zahlen sehr vorsichtig bewertet werden müssen, da sie die Dimen­
sionen der einzelnen Fälle nicht wiedergeben können. So zählen Großverfahren, in 
denen jahrelang ermittelt wurde und in denen es sich um mehrere oft lang andau­
ernde Verstöße handelt, in der Statistik auch nur als ein Fall.
Im Zeitraum 1984 bis 1987 ergingen 582 Strafanzeigen nach § 15 AÜG. Im 
gleichen Zeitraum wurde in 3.436 Fällen eine Sache nach §§ 41,42 OWiG wegen
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des Verdachts einer Straftat an die Staatsanwaltschaft abgegeben - nach § 6 Abs. 1 
Nr. 1 und Nr. la  AÜG (BA, 1988, S. 64).
Der Vorsitzende der Bundesanstalt für Arbeit, Heinrich Franke, spricht von ins­
gesamt 10,4 Millionen DM  bundesweit verhängten Bußgeldern jährlich in Verfah­
ren wegen illegaler Arbeitnehmerüberlassung. Vertreter des Landesarbeitsamtes 
NRW geben an, daß sich die jährlich festgesetzten Bußgelder in NRW auf etwa 4 
Millionen belaufen, 80 - 90% werden durch das Amtsgericht bestätigt. Mitarbeiter 
des Stützpunktarbeitsamtes Düsseldorf beispielsweise schätzen, daß sie jedes Jahr 
Forderungen in Höhe von 3 - 5  Millionen DM stellen. Für die AOK-Geschäftsstel- 
len ergibt sich eine Erfolgsquote für nachgeforderte Beiträge von ca. 15%.
Eine umfassende quantitative Einschätzung der Erfolgsquote kann aufgrund der 
sehr lückenhaften Datenlage nicht erfolgen. Festzustellen bleibt, daß die Erfolge 
der Kontrollinstanzen bei der Bekämpfung illegaler Leiharbeit, gemessen an ent­
standenen Schäden, gering sind. Die Mitarbeiter der Behörden sind mit vielfältigen 
Problemen in ihrer praktischen Arbeit konfrontiert.
4.3 Grenzen der Kontrollpraxis und Forderungen nach Veränderungen
Wie bereits in Abschnitt 4.1 dieses Aufsatzes angedeutet, ist eine umfassende 
Überwachung der Verleiher, die im Besitz einer Konzession sind, bei der aktuellen 
Personallage in den Kontrollbehörden nicht möglich. Daraus erklärt sich, daß im­
mer wieder Verleihern ihre Erlaubnis verlängert bzw. nicht entzogen wird, obwohl 
sie gegen Bestimmungen des AÜG oder sozial- und arbeitsrechtliche Bestimmun­
gen verstoßen. Erschwerend kommt hinzu, daß eine Prüfung nur auf der Grundlage 
schriftlichen Materials erfolgt und die Erfahrung gemacht wurde, "daß von einer 
Reihe von Verleihern bei Prüfungen umfangreich manipulierte Geschäftsunterla­
gen vorgelegt und belastendes Material beiseite geschafft worden ist" (Bundes­
regierung, 1988, S. 17).
Ein wichtiger Aspekt ist die Tatsache, daß keine Maßnahmen ergriffen werden, 
Leiharbeit, eine Form des Arbeitsverhältnisses, welches auch im konzessionierten 
Bereich vielfache negative Folgen aufweist, insgesamt einzudämmen. Ganz im 
Gegenteil: dem Verleihgewerbe wird durch die Erteilung staatlicher Konzessionen 
sogar in der Öffentlichkeit eine gewisse Seriosität bescheinigt. Im illegalen Bereich 
der Leiharbeit wird die Feststellung und Durchdringung der immer komplizierteren 
Verschleierungstaktiken von Verleihern und Entleihern zunehmend problemati­
scher. Notwendige regelmäßige Kontrollen "vor Ort", ohne die häufig keine 
Beweisführung möglich ist, finden, bedingt durch mangelhafte Personalbesetzung, 
viel zu selten statt. Erschwerend für Erfolge erweist sich auch die starre bürokrati­
sche Organisation der Bekämpfungsbehörden, die schwerfällig auf Aktionen der 
hochgradig flexiblen Verleiher reagieren. In der Tendenz wird jedoch eine Effekti- 
vierung der Arbeit seit Einrichtung der Stützpunkte bejaht. Allerdings wird ein­
schränkend festgestellt, daß der Schwerpunkt auf der Bekämpfung der Schwarzar­
beit und nicht der illegalen Leiharbeit liegt.
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Obwohl der durch das BillBG eingeschlagene Weg insgesamt positiv bewertet 
wird, sehen die befragten Experten eine entscheidende Voraussetzung für eine 
Veränderung auf dem Leiharbeitsmarkt in einer verschärften Gesetzgebung. Die 
Tatsache, daß die meisten Verstöße gegen das AÜG nur Ordnungswidrigkeiten 
darstellen und mit einem Bußgeld belegt werden, wird von den Experten heftig 
kritisiert. Bei den hohen Gewinnen, die im Bereich der illegalen Leiharbeit erzielt 
werden können, sind Bußgelder in der Regel bereits einkalkuliert. Um Abschrec­
kungseffekte zu erreichen, müßten diese Tatbestände als Straftaten geahndet wer­
den.
Weiterführende Gesetzesverbesserungen, z.B. die Kontrollrechte der mit Leih­
arbeit befaßten Behörden zu vergrößern, insbesondere die Prüfbefugnisse bei 
Außenprüfungen zu erweitern, werden von verschiedenen Stellen, z.B. BA und 
Landesregierung von NRW, als notwendig erachtet.29
Verbesserungen werden auch von einer Verkürzung der Meldepflichten jedes 
Beschäftigungsverhältnisses und jedes Fremdfirmeneinsatzes bei den Sozialversi­
cherungsträgem erwartet. Bisher steht den Arbeitgebern hierzu eine Frist von zwei 
Wochen zur Verfügung. Weiter werden verbesserte Arbeitsschutzbestimmungen 
vorgeschlagen, eine Änderung des Tarifrechts sowie die Verschärftung der Anfor­
derungen für die Erteilung gewerberechtlicher Erlaubnisse für das Verleihgewerbe.
Die weitreichendsten Forderungen zur Eindämmung und Bekämpfung der Leih­
arbeit werden durch den DGB gestellt. Neben der bekannten Forderung eines Ver­
bots der gesamten Leiharbeit werden als erster Schritt weitere Teilverbote - wie im 
Baugewerbe - in "besonders gefährdeten Wirtschaftsbereichen und Regionen" 
(DGB, 1988, S. 48) gefordert. Außerdem werden insbesondere Verbesserungen der 
Mitbestimmungsrechte des Betriebs- bzw. Personalrates als unumgänglich angese­
hen.
Schlußbemerkung
Von zentraler Bedeutung sind die auftretenden Grenzen für die Arbeit der Institu­
tionen. Die Praxis zeigt, daß die Möglichkeiten der Kontrollinstanzen auf die 
Bekämpfung nur eines geringen Teiles der kriminellen Praktiken und auf die 
punktuelle Einschränkung schädlicher Folgen der Leiharbeit beschränkt sind. 
Grundsätzliche Veränderungen werden durch die Arbeit der Institutionen nicht 
bewirkt. Der wesentliche Grund hierfür basiert auf der Tatsache, daß die Kontroll- 
behörden keinen Einfluß auf die Ursachen des Problembereichs Leiharbeit nehmen 
können. Diese Ursachen liegen in der ökonomischen Entwicklung in der BRD, die 
eine hohe Arbeitslosigkeit impliziert. Auch die befragten Experten gehen konform 
mit dieser Meinung und führen die Entwicklung des Leiharbeitsmarktes auf die 
konjunkturelle Lage zurück, implizit auf die Faktoren Arbeitslosigkeit und Ratio­
nalisierung.
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Inwieweit die oben aufgeführten Vorschläge und von verschiedenen Seiten vor­
getragenen Forderungen umgesetzt werden können, hängt vorrangig vom politi­
schen Kräfteverhältnis in der BRD ab. Dieses Kräfteverhältnis widerstrebender 
Interessen spiegelt sich in aktueller Arbeitsmarktpolitik wieder.
Die rechtlichen Weichen für ein erneutes Verbot sind gestellt; in der Entschei­
dung über die Zulässigkeit des Teilverbots im Bausektor von 1987 formulierte das 
Bundesverfassungsgericht im ersten Leitsatz, daß ein allgemeines Verbot der Leih­
arbeit durch den Gesetzgeber zulässig sei. Politische Entscheidungen sind nun 
gefragt.
Anmerkungen
1 Empirische Basis der vorliegenden Arbeit sind u.a. Experteninterviews mit Vertretern der Kon- 
trollinstitutionen für den Leiharbeitsmarkt in NRW, die 1985 im Rahmen eines studentischen 
Forschungspraktikums (wissenschaftlich betreut durch M. Brüsten) durchgeführt wurden. Neben 
diesen qualitativen Interviews dienen eine umfangreiche forschungsbegleitende Recherche, 
Dokumente und eine Zeitungsanalyse seit 1982 als Datenquelle. Eine ausführliche Auswertung 
aller Daten findet sich in Nippel 1988.
2 Vgl. Bundesanstalt für Arbeit (Hg.), ANBA 1990.
3 Die Erhebungsstichtage für die Statistiken der Bundesanstalt für Arbeit - ANBA -, die ich als 
Quelle der folgenden Daten benutze, sind jeweils der 30.6. und 31.12. jeden Jahres. Relevant ist 
der Termin zur Jahresmitte, da zur Jahreswende bzw. kurz vor Weihnachten viele Leiharbeiter 
entlassen werden, da in dieser Zeit wenig Einsatzmöglichkeiten vorliegen und die Verleihfirmen 
die Zahlung eines 13. Gehaltes umgehen können. Die Daten vom Jahresende weisen aus diesem 
Grund stets weniger Leiharbeiter auf und verfälschen tendenziell das Gesamtbild.
4 Vgl. Bericht der Bundesregierung 1984, S. 12.
5 Das AÜG wurde geändert durch das Gesetz zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung 
(BillGB) vom 15.12.81, das Beschäfügungsförderungsgesetz (BeschFG) und das Arbeitsförde- 
rungsgesetz (AFG) vom 1.5.85.
6 Vgl. Stellungnahme des DGB für den 6. Bericht der Bundesregierung, 1988, S. 24f.; Bericht der 
BA 1988, S. 14ff.
7 Vgl. Bericht der BA 1988, S. 10f.
8 Vgl. Lauschmann 1983, S. VHIff.; Schräge 1984, S. 32ff.; Langfeldt 1984, S. 13ff.
9 Vgl. z.B. Graß 1984.
10 Vgl. Hedtkamp 1983; Bonus, Landsberg u. Mücke 1984.
11 Vgl. IGBSE 1981, Krüger 1981, 1983, Hirsch-Kreinsen 1983, Mayer u. Paasch 1984, 1986, 
Brose u.a. 1987, Kock u. Hilse 1989.
12 Vgl. Prognos AG 1974,1980, Bundesverband Zeitarbeit e.V. 1989.
13 Lediglich in einer Studie des ISO-Instituts Köln von 1980 wurde dieser Frage nachgegangen; 
Vgl. Broicher u.a. 1980.
14 Hierzu ausführlich: Altmann u.a. 1986, Brose u.a. 1987.
15 Diese Begriffe wurden von Kern u. Schumann in ihrem Buch "Das Ende der Arbeitsteilung?” 
entwickelt. Vgl. Kern u. Schumann 1984.
16 Vgl. ausführlich zur Funktionsbestimmung von Leiharbeit und Fremdfirmenarbeit in der 
betrieblichen Flexibilisierung Kock u. Hilse 1989.
17 Vgl. Brose u.a. 1987, Mogge 1982.
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18 Vgl. Stellungnahme des DGB für den 6. Bericht der Bundesregierung 1988, S. 1 lf.
19 Vgl. Stellungnahme des DGB für den 6. Bericht der Bundesregierung 1988, S. 14f.
20 Vgl. Stellungnahme des DGB für den 6. Bericht der Bundesregierung 1988, S. 12.
21 In den Werbebroschüren und Angebotsschreiben wird mit dem Abbau von Rechten und sozialer 
Sicherheit sogar geworben, z.B.: "Viele der in den vergangenen fetten Jahren angehäuften Pri­
vilegien für Ihre Mitarbeiter werden bei uns ausgeschaltet'' (aus einem Angebotsschreiben der 
Firma Idemo-Zeitarbeit GmbH aus Köln).
22 Diese Summe benennt Heinrich Franke, Präsident der Bundesanstalt für Arbeit; vgl. RP, 8.3.85.
23 Vgl. Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes für den 6. Bericht der Bundesregie­
rung 1988, S. 29.
24 Die in diesem Kapitel ohne Quellenangaben gemachten Aussagen zur Kontrollpraxis resultieren 
aus den bereits in Anm. 1 erwähnten Experteninterviews.
25 Vgl. außerdem zur Rolle der Medien Edelman 1988.
26 Folgt man dem Modell der ''Naturgeschichte” sozialer Probleme von Spector und Kitsuse 1983, 
so ist damit bereits die zweite Stufe erreicht.
27 Vgl. z.B. die Betriebsvereinbarungen mit der Firma Thyssen und die Gesetzesinitiative des Lan­
des NRW, die Tätigkeit illegaler Verleiher nicht mehr als Ordnungswidrigkeit zu ahnden, son­
dern als Straftat vgl.: BR-Drs. 609/86. Im Januar 1986 wurde vom Arbeitsminister in NRW, 
Herrmann Heinemann, eine "Mobile Einsatzgruppe" beim Gewerbeaufsichtsamt Duisburg ein­
gesetzt, deren Aufgabe die landesweite Kontrolle von Fremdfirmen is t
28 Vgl. BT-Drs. 6/2303 und 6/3505.
29 Vgl. Bericht der BA 1988, S. 26ff.; Frerichs 1987, S. 298 f.
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